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Es ist nichts Ungewöhnliches, dass die
beiden großen Parteien in der Bundes-
republik für sich reklamieren, als »Volks-
parteien« die Repräsentanten der poli-
tischen Mitte zu sein. Würden sie die
Wähler nicht dort abholen wollen, wo
diese sich überwiegend tummeln – eben

in der breiten gesellschaftlichen Mitte –,
wären sie schließlich keine Volksparteien.
In der Berufung auf die Mitte hat es zwi-
schen Union und SPD freilich schon im-
mer einen kleinen Unterschied gegeben.
Wenn sie den Begriff nicht soziologisch
(wie im Falle von Schröders »Neuer Mit-
te«), sondern politisch-ideologisch ver-
wenden, fügen die Sozialdemokraten ihm
das Attribut »links« stets mit erkennbarem
Stolz hinzu. Das Bedürfnis, sich gegenüber
der Konkurrenz der anderen linken Par-
teien zu behaupten, hat sie darin sogar
weiter bestärkt. Den Vertretern der Union
würde es dagegen nie in den Sinn kom-
men, die mit ihrer Partei verbundenen

ideologischen Zuschreibungen – auch die
konservative – mit dem Begriff »rechts«
zu versehen. Weil dieser in der Bundes-
republik stigmatisiert ist und ungerecht-
fertigterweise mit »rechtsaußen« oder
»rechtsextrem« gleichgesetzt wird, bleibt
ihr terminologisch nur die Flucht in die
Mitte.

Die Prominenz, mit der das Selbstver-
ständnis als »Mitte« zum Motto des abge-
laufenen Parteitages erhoben wurde, lässt
sich allerdings nicht als bloße Verlegenheit
interpretieren. Einerseits muss sie als ge-
zielte strategische Reaktion auf den ver-
meintlichen »Linksruck« der SPD gesehen
werden, der in der Mitte wieder etwas
mehr Platz geschaffen hat. Andererseits
spricht aus ihr eine unfreiwillige Ehrlich-
keit, was die Veränderung des eigenen
Standortes angeht. Mag die CDU die Kon-
tinuität zu früheren Programmen und Po-
sitionen noch so sehr betonen, hat sie doch
seit dem Leipziger Parteitag 2003 eine er-
staunliche Kehrtwende vollzogen. Indem
sie von der neoliberalen Reformagenda
Abstand nahmen und ihre Tradition als
Sozialstaatspartei wiederentdeckten, be-
wegten sich die Christdemokraten zurück
in die Mitte, also – wenn man die Richtung
betrachtet – nach links. Programmatisch
und im Regierungshandeln schlossen sie
damit zu den Sozialdemokraten auf, die
sich – von der anderen Seite her kommend
– zuvor ihrerseits in die Mitte begeben und
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als liberale Sozialstaatsreformer empfoh-
len hatten. Für die Große Koalition hätte
das eigentlich ein gutes Omen sein müs-
sen! Die geringer gewordenen program-
matischen Differenzen haben die Suche
nach vernünftigen Kompromissen jedoch
nicht erleichtert, sondern im Gegenteil zu
einer verschärften Rivalität unter den
Koalitionspartnern geführt, die im Zweifel
nur auf den eigenen Wettbewerbsvorteil
bedacht sind.

Programmatische Uneinigkeit

So wie die SPD sich mit den Hartz-Re-
formen und der Agenda 2010 einer schwe-
ren innerparteilichen Zerreißprobe aus-
setzte, so konnte auch die auf Geschlos-
senheit ausgerichtete Parteitagsregie der
CDU in Hannover den Eindruck der pro-
grammatischen Uneinigkeit nicht zer-
streuen. In der Sozial- und Arbeitsmarkt-
politik ist die Union – wie die SPD – zwi-
schen liberalen Modernisierern und An-
hängern eines traditionellen Sozialstaats-
verständnisses gespalten. Dass die letzte-
ren auch mit dem Segen der Kanzlerin
wieder die Oberhand gewonnen haben,
mag ein Grund für die guten Umfrage-
werte der Partei sein, mit denen sie die
Sozialdemokratie zur Zeit noch deutlich
auf Distanz hält. Gleichwohl scheint die
SPD heute – zumindest auf der abstrakten
Ebene – über ein in den eigenen Reihen
konsensfähigeres Zukunftskonzept des
Sozialstaats zu verfügen als CDU und
CSU, das an den skandinavischen Ländern
orientiert ist.Während die Unionsparteien
zwischen dem angelsächsischen und skan-
dinavischen Modell des Wohlfahrtsstaates
lavieren und daher eine Tendenz zur Fort-
schreibung des Status quo entwickeln,
können sich die Sozialdemokraten mit der
Forderung nach einem »vorsorgenden«
Sozialstaat als reformerische Kraft dar-
stellen und dabei zugleich an eigene
Grundwerte anschließen. Wie rasch einen

die programmatische Unentschlossenheit
auch strategisch ins Aus manövrieren
kann, zeigt exemplarisch der Kampf um
die Einführung eines allgemeinen gesetz-
lichen Mindestlohnes, den die Union im
Grunde schon verloren hat.

Ein vergleichbares Bild ergibt sich auf
dem gesellschaftspolitischen Gebiet, also
dort, wo es um den kulturellen Standort
und das Werteverständnis der Partei geht.
Auch hier hat die Union einen bemerkens-
werten Wandlungsprozess durchgemacht,
um den Anschluss an die kulturelle Mitte
in unserem Land zurückzufinden. Die
deutliche Wahlniederlage von 1998 und
der Wechsel zu Rot-Grün hingen auch da-
mit zusammen, dass dieser in der Ära Kohl
verloren gegangen war. Symbolhaft mar-
kiert wurde dies durch die Choreografie
der Parteitage, in der ein orgelspielender
Franz Lambert eine bürgerliche Behäbig-
keit repräsentierte, die mit dem Lebens-
gefühl der gesellschaftlichen Mitte immer
weniger zu tun hatte. Von der Moderni-
sierung ihres Familienbilds über die Ent-
tabuisierung der durch die Einwanderung
geschaffenen kulturellen Pluralität bis hin
zur Anerkennung zuvor verfemter Lebens-
formen (etwa der gleichgeschlechtlichen
Partnerschaft) hat die CDU der verän-
derten gesellschaftlichen Realität seither
schneller Rechnung getragen, als man das
mit Blick auf ihre konservative Kernklien-
tel vermutet hätte. So wie in der Sozial-
und Wirtschaftspolitik überspannt die
Mitte also auch hier ein weites Spektrum
politischer Positionen, das der Parteifüh-
rung noch manche Gratwanderung abver-
langen wird.

Aus elektoraler Sicht spricht natürlich
nichts dagegen, in einem Parteiprogramm
möglichst viele Werthaltungen, Lebens-
formen und Interessen miteinander zu
verbinden, um darüber eine breite Wäh-
lerkoalition abzudecken. Je heterogener
und widersprüchlicher die Positionen
ausfallen, um so schwieriger wird es aller-
dings, sie in ein konsistentes, an Problem-
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lösungen orientiertes Regierungshandeln
zu übersetzen und dieses geschlossen zu
vertreten. Dass dies für die – ihrem Selbst-
verständnis nach – geborene Regierungs-
partei CDU zunehmend zum Problem
werden könnte, lässt sich neben dem
Mindestlohn auch an einer Reihe von an-
deren Themen ablesen, die heute auf der
Agenda stehen: die Bedeutung von
»Wahlfreiheit« in der Kindererziehung,
die Zukunft des dreigliedrigen Schul-
systems, der Schutz sensibler Wirtschafts-
bereiche vor unerwünschten ausländi-
schen Investoren,die Regulierung der me-
dizinischen Forschung, die Möglichkei-
ten und Grenzen einer wertegebunde-
nen Außenpolitik. Selbst bei einer ver-
meintlich unverfänglichen Frage wie dem
Tempolimit, das man zur Zeit noch ein-
hellig ablehnt, könnte die Union in die
Gefahr geraten, sich ideologisch zu ver-
kämpfen.

Koalitionsoptionen

Bleibt als letztes die Frage nach der Macht-
perspektive. Im neuen Fünf-Parteiensys-
tem hängt diese nicht nur von den Größen-
verhältnissen zwischen den Parteien ab,
sondern auch von den Koalitionsoptionen,
über die sie verfügen. Für die Union fällt
das Urteil diesbezüglich zwiespältig aus.
Auf der einen Seite profitiert sie davon,
dass die SPD durch die neue Konkurrenz
der Linkspartei in eine strukturelle Min-
derheitsposition geraten ist; als vermutlich
stärkste Partei würden CDU und CSU da-
mit in einer über 2009 hinaus fortbeste-
henden Großen Koalition weiter die Kanz-
lerin stellen, während die Sozialdemokra-
ten sich mit der aus elektoraler Sicht wenig
attraktiven Rolle des »Juniorpartners« be-
gnügen müssten. Auf der anderen Seite
besitzt die SPD jedoch mehr Möglichkei-
ten als die Union, in ein anderes Bündnis
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umzusteigen. In den Ländern hat sie be-
reits mit allen im Bund vertretenen Par-
teien koaliert, sodass sie – wenn es denn für
eine kleine Zweierkoalition nach dem alten
Muster nicht mehr reicht –, theoretisch so-
wohl eine Ampel- als auch eine Linkskoa-
lition anführen könnte. Koalitionspolitisch
wird die zentrale Position im Parteiensys-
tem also nicht von CDU und CSU, sondern
von den Sozialdemokraten besetzt, die aus
heutiger Sicht an jeder denkbaren Regie-

rung beteiligt wären. Diese Schlüsselrolle
könnte ihr die Union nur entwinden, wenn
sie sich nach links weiter öffnet und die ei-
genen Koalitionsoptionen durch ein Bünd-
nis mit den Grünen verbreitert. Entspre-
chende Gelegenheiten bieten sich womög-
lich schon bei den anstehenden Landtags-
wahlen. Dann wird sich zeigen, welche
Konsequenzen die Partei aus ihrem An-
spruch auf die politische Mitte tatsächlich
zu ziehen bereit ist.

Albrecht von Lucke

Das Schweigen der Ränder

Vor den wichtigen »Halbzeitwahlen« in Niedersachsen, Hessen und Hamburg
und angesichts anhaltender Streitigkeiten in der Großen Koalition stellt sich
drängend die Frage nach den Koalitionen der Zukunft. Entscheidend werden jene
Parteien sein, die heute die Opposition stellen – mit mehr oder weniger taktisch-
strategischem Erfolg.

Lange nichts gehört von der »Freiheits-
statue der Republik« (Guido Westerwelle
über Guido Westerwelle)? In der Tat,
der sonst so »putzmuntere« Parteivorsit-
zende der FDP war in letzter Zeit kaum
mehr zu vernehmen. Und das hat durch-
aus seinen Grund: Keiner Partei geht es
derzeit schlechter als den Liberalen, jeden-
falls wahlstrategisch. Eben noch notwen-
diger Koalitionspartner fast aller Parteien,
erscheint die FDP aufgrund ihrer einseitig
wirtschaftsliberalen Ausrichtung und an-
gesichts der mentalen Linksverschiebung
im Lande fast schon als das Schmuddel-
kind des Parlaments, mit dem auf abseh-
bare Zeit keiner mehr spielen will.

Wenn Guido Westerwelle nach dem
Hamburger Parteitag der SPD diese als
nicht mehr koalitionsfähig bezeichnete, ist
das deshalb ein Problem – weniger für die
Sozialdemokratie als vielmehr für die FDP.
Von der früher einmal von den Liberalen
angestrebten wahltaktischen Äquidistanz
zu Union und SPD kann heute jedenfalls

nicht mehr die Rede sein. Im Gegenteil:
Angesichts der gravierenden programma-
tischen Unterschiede zwischen FDP und
SPD reduzieren sich die Koalitionsmög-
lichkeiten der Liberalen zunehmend auf
die Union. Und da auch eine schwarz-gel-

be Koalition derzeit nicht in Aussicht ist,
bliebe der FDP allein die schwarze Ampel,
also schwarz-gelb-grün. Die Grünen aber,
die sich derzeit wieder verstärkt um ein
linkeres Profil bemühen, dürften sich hü-
ten, mit den noch immer arg ungeliebten
»Neo-Liberalen« in einer Koalition unter
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